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Ausmaß der Diskriminierung im Bereich Wohnen in Thüringen offenlegen

Die am 8. Dezember 2025 veröffentlichte Studie des Nationalen Diskriminierungs- und Rassismus-Moni-
tors zeigt ein klares Muster: Rassistisch markierte Personen geben an, in allen Dimensionen des Wohnens 
– von der Wohnungssuche bis zum Leben in der Nachbarschaft – Diskriminierung zu erfahren. Auch für die 
Situation von Menschen mit Behinderungen und anderen sozial benachteiligten Betroffenen, wie Gefange-
nen nach der Haftentlassung, Alleinerziehenden oder kinderreichen Familien, sind Diskriminierungen bezie-
hungsweise Benachteiligungen belegt. Angesichts des oben genannten aktuellen Rassismus-Monitors zum 
Thema Wohnen stellt sich die Frage, wie sich die aktuelle Situation für Menschen in Thüringen mit Blick auf 
Diskriminierung beziehungsweise Benachteiligung im Bereich Wohnen darstellt.

Das Thüringer Ministerium für Digitales und Infrastruktur hat die Kleine Anfrage 8/1791 vom 6. Janu-
ar 2026 namens der Landesregierung mit Schreiben vom 16. Februar 2026 beantwortet:

1.	 Welche Informationen beziehungsweise Daten liegen vor hinsichtlich von Fällen der Diskriminierung 
und Benachteiligung von Menschen in Thüringen im Bereich Wohnen (Wohnungssuche, erhöhtes Kün-
digungsrisiko, Diskriminierungen im Wohnumfeld; bitte diese Daten für die Zeit vom 1. Januar 2023 bis 
zum 31. Dezember 2025 aufschlüsseln nach oben genannten Kategorien sowie nach Betroffenengrup-
pen, insbesondere Migrantinnen und Migranten, Menschen mit Behinderungen, Alleinerziehende, Sozi-
alleistungsbezieher, Familien mit mehr als drei Kindern, Haftentlassene)?

2.	 Inwiefern wird an den in Frage 1 erfragten Daten deutlich, dass auch die Höhe des zur Verfügung ste-
henden Monatseinkommens in der Praxis eine Ursache für Benachteiligungen im Bereich Wohnen dar-
stellt?

Antwort zu den Fragen 1 und 2:
Im Bereich der sozialen Wohnraumförderung in Thüringen sind keine Fälle von Diskriminierung bekannt. 
Grundsätzlich haben alle Wohnungssuchenden mit gültigem Wohnberechtigungsschein die gleichen 
Chancen auf eine belegungsgebundene Wohnung. Einige der genannten Bedarfsgruppen, wie zum Bei-
spiel Menschen mit Behinderungen, Alleinerziehende sowie Familien und andere Haushalte mit Kindern 
werden in § 2 Abs. 1 des Thüringer Wohnraumfördergesetzes besonders als Zielgruppe hervorgehoben. 
Diese Gruppen haben bei Ausübung des Benennungsrechts Priorität (vergleiche Nummer 5.1 der Ver-
waltungsvorschrift zum Vollzug der Bindungen geförderter Wohnungen). Im Einzelfall wird nach Kriteri-
en der sozialen Dringlichkeit entschieden. So würde zum Beispiel ein Wohnungsloser gegenüber einem 
Antragsteller, der bereits über eine Wohnung verfügt, Vorrang genießen.
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Die geförderten Wohnungen werden gerade für diejenigen Mieter vorgesehen, die über einen Wohnbe-
rechtigungsschein verfügen, was bedeutet, dass ihr Haushaltseinkommen die Grenzen des § 10 Abs. 4 
in Verbindung mit § 1 der Thüringer Verordnung bei der sozialen Wohnraumförderung nicht übersteigt.

Darüber hinaus liegen der Landesregierung keine Informationen beziehungsweise Daten vor.

3.	 Inwiefern führen Diskriminierungsmechanismen im Bereich Wohnen auch zur sogenannten Gentrifizie-
rung von Wohnquartieren, also dazu, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen unter den Bewohnerinnen 
und Bewohnern des Wohnquartiers nicht mehr vertreten sind? In welchen Kommunen in Thüringen ist 
diese Problematik besonders ausgeprägt (bitte auch nach Stadtteilen aufschlüsseln)?

Antwort:
Hierzu liegen der Landesregierung keine Daten vor.

4.	 Welche Studien beziehungsweise Monitoring-Verfahren gab beziehungsweise gibt es bezogen auf den 
Zeitraum seit dem Jahr 2010 in Thüringen zum Thema Diskriminierung beziehungsweise Benachteili-
gung im Bereich Wohnen und welche Ergebnisse hatten diese?

Antwort:
Das Integrationsmonitoring der Länder1 bietet über verschiedene Berichtszeiträume hinweg Einblicke 
in die Wohnsituation von Menschen mit Migrationshintergrund. Die Daten konzentrieren sich dabei auf 
die beiden Indikatoren Eigentümerquote und die Wohnfläche, wobei festzustellen ist, dass spezifische 
Daten für Thüringen in den frühen Berichten mit den anderen ostdeutschen Ländern zusammengefasst 
wurden und Daten für Menschen mit Migrationshintergrund erst ab dem Erhebungsjahr 2014 detaillier-
ter ausgewiesen werden.2

Indikatoren Personen 2014 2018 2022
Durchschnittliche Wohnfläche in Quadratmetern 
je Familienmitglied in Familien mit Kindern unter 
18 Jahren in Thüringen in Prozent

mit Migrationshinter-
grund

24,2 21,6 21,6

ohne Migrationshin-
tergrund

31,4 32,4 32,6

Durchschnittliche Wohnfläche in Quadratmetern 
je Familienmitglied in Familien mit Kindern unter 
18 Jahren Bundesdurchschnitt in Prozent

mit Migrationshinter-
grund

25,9 25,6 25,7

ohne Migrationshin-
tergrund

34,1 34,7 34,7

Eigentümerquote in Thüringen in Prozent mit Migrationshinter-
grund

keine 
Angabe

9,4 keine 
Angabe

ohne Migrationshin-
tergrund

43,9 43,9 44,8

Eigentümerquote im Bundesdurchschnitt in Pro-
zent

mit Migrationshinter-
grund

26,2 22,8 22,8

ohne Migrationshin-
tergrund

47,2 45,8 46,6

5.	 Welche Unterstützungsangebote für Betroffene gibt es in Thüringen gegen Diskriminierung im Bereich 
Wohnen (bitte aufschlüsseln nach den Kriterien öffentliche Einrichtungen beziehungsweise Träger/pri-
vate Träger beziehungsweise Anbieter sowie nach Landkreisen/kreisfreien Städten)?

Antwort:
Das Ministerium für Justiz, Migration und Verbraucherschutz unterstützt die Thüringer Kommunen da-
bei, für anerkannte Geflüchtete eine migrationsspezifische soziale Beratung und Betreuung bereitzustel-
len. Diese flächendeckende Unterstützung wird aktuell durch 16 Landkreise (Ausnahme Landkreis Son-
neberg) sowie durch die fünf kreisfreien Städte angeboten, wobei die Sozialberatung vor Ort durch die 
Landkreise oder kreisfreien Städte selbst oder durch beauftragte freie Träger erfolgt. 

1	 www.integrationsmonitoring-laender.de
2	 Datenquelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus

http://www.integrationsmonitoring-laender.de
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Die Sozialberatung für anerkannte Geflüchtete wirkt der Diskriminierung im Bereich Wohnen insbeson-
dere dadurch entgegen, dass sie Orientierungshilfen zur eigenverantwortlichen Lebensgestaltung sowie 
aktive Hilfestellung bei Alltagsproblemen bietet. Durch diese – vom Ministerium für Justiz, Migration und 
Verbraucherschutz finanzierten – Angebote erhalten Betroffene thüringenweit Unterstützung beim Zu-
gang zu Fachdiensten sowie Hilfe bei der Bewältigung von Benachteiligungen im Wohnumfeld, um ras-
sistischen Ressentiments präventiv zu begegnen und eine gelingende Integration in den lokalen Woh-
nungsmarkt zu unterstützen.

6.	 Welche Maßnahmen in Ausbildung beziehungsweise Fort- und Weiterbildung gibt es in der Verwaltung 
in Land und Kommunen, um Beschäftigte für Probleme der Diskriminierung beziehungsweise Benach-
teiligung im Bereich Wohnen zu sensibilisieren?

Antwort:
Der Freistaat Thüringen ist nicht für die Ausbildung sowie die Fort- und Weiterbildung der Bediensteten 
der Kommunen verantwortlich. Diese Aufgaben obliegen den Kommunen im Rahmen ihrer Selbstver-
waltung. Entsprechend verfügt der Freistaat Thüringen auch über keinen Überblick zu Art, Umfang oder 
Inhalte der Aus- sowie Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen kommunaler Bediensteter.

Im Jahresfortbildungsprogramm für die Bediensteten der Landesregierung ist kein einschlägiges Semi-
nar vorgesehen. Hintergrund ist, dass Bedienstete der Landesverwaltung in der Regel nicht unmittelbar 
mit Aufgaben der Wohnungsvergabe betraut sind und daher bislang kein Bedarf für ein entsprechendes 
Fort- oder Weiterbildungsangebot gesehen wurde.

Die Thüringer Verwaltungsschule sowie die Thüringer Verwaltungsfachhochschule, Fachbereich Kom-
munalverwaltung und staatliche allgemeine Verwaltung, wurden im Rahmen der Beantwortung der Klei-
nen Anfrage beteiligt.

Schütz 
Minister
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